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3952 Herr Lapp

Leitlinien für eine Zielvereinbarung zum Abbau von stationären Plätzen der HPH-Netzwerke

1.
Bei allen Maßnahmen und Zielen steht das Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen im Hinblick auf Wohnform, Wohnort und Leistungsangebot im Vordergrund. Die HPH-Netzwerke verpflichten sich jedoch, Bewohnerinnen und Bewohner auf fachlich fundierter Grundlage zum Wechsel in die Selbständigkeit zu motivieren und sie dazu zu ertüchtigen.

2.
Bis 31.12.2008 baut das HPH-Netz insgesamt – netto – 10 % der stationären Plätze ab, auf denen zum Stichtag 31.12.2005 Bewohner und Bewohnerinnen der Kostenträgerschaft der beiden Landschaftsverbände betreut wurden.

3.
Um die damit verbundenen finanziellen Belastungen und Risiken der HPH-Netze auszugleichen bzw. zu mildern, können alle Instrumente der Rahmenzielvereinbarung genutzt werden. Je nach Sachlage und Rahmenbedingungen kann dies auch das Instrument von „Übergangsbudgets“ sein. 

4.
Die Entlastungen für den Kostenträger LVR müssen nicht bereits in den Jahren 2007 oder und 2008 eintreten, wenn sie nachhaltig und sicher ab 2009 eintreten werden. 

5.
Die nach einer Ambulantisierung für die einzelnen Menschen notwendigen tagesstrukturellen Angebote (LT 23, LT 24 oder andere Angebote) werden vom Kostenträger weiterhin finanziert bleiben.

6.
Unabhängig von der Finanzierungsform für den Träger (z.B. Übergangsbudget) wird der Hilfebedarf der Betroffenen selbst personenzentriert im System von Hilfeplan und Hilfeplankonferenz festgestellt. Die Zielerreichung der Hilfepläne basiert auf den vereinbarten Zielen; davon unabhängig ist die Frage der Finanzierungsart. Der Kostenträger LVR verpflichtet sich jedoch, sowohl im Hinblick auf die Betroffenen als auch im Hinblick auf die HPH-Netze ein Höchstmaß an Sicherheit für die Zukunft zu gewährleisten.

7.
Der Kostenträger LVR verpflichtet sich, bei möglichen Schwierigkeiten im Zusammenhang von Leistungen der Grundsicherung oder Finanzierung von Wohnraum gegenüber den örtlichen zuständigen Stellen Hilfestellung zu geben. 

8.
Es wird ein engmaschiges Controlling verabredet, um den Prozess zeitnah zu begleiten und ggf. nachsteuern zu können.

9.
Wenn eine Zielvereinbarung entsprechend dieser Leitlinien zustande kommt, soll die Frage der bereits festgesetzten Entgeltabsenkung gemeinsam gegenüber dem Kämmerer bzw. LD nochmals im Sinne einer möglichen Kompensation thematisiert werden.

10.
Im Hinblick auf mögliche tarifvertragliche Hindernisse, die durch den Umsteuerungsprozess der HPH-Netze entstehen können, werden Dezernat 7 und 8 gemeinsam auf Dezernat 3 zugehen und um entsprechende Unterstützung bitten. 

11.
Um im ambulanten Bereich die Kontinuität der Begleitung und um eine Mitbeteiligung anderer Leistungsträger von Anfang an bei der Sicherstellung der erforderlichen Pflegeleistungen zu gewährleisten, unterstützt Dezernat 7 das Dezernat 8 bei der Regelung der notwendigen organisatorischen und finanziellen Schritte.

12.
Die Umsetzung dieser Leitlinien auf Arbeitsebene soll schnellstmöglich erfolgen; die jeweiligen Gesprächspartner dafür sind bereits benannt. 

W:\Z850010\2007\Texte Herr Lapp\07-02-23 Leitlinien Zielvereinbarung Abbau HPH-Netz3.doc

